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der Zivilbeamten. 


> der unterm 12ten April v. J. an das Staatsminiſterium erlaffenen Kabinets⸗ 

Order habe Ich am Schluſſe bereits feſtgeſetzt, daß die auf adminiſtrativem Wege 
erfolgenden unfreiwilligen Dienſt⸗Entlaſſungen der Zivilbeamten nicht mehr ohne 
Unterſchied durch den Staatsrath ausgeſprochen werden follen. In Verfolg def- 
ſen will Ich nunmehr uͤber die Form, welche in Angelegenheiten dieſer Art zu 
beobachten iſt, folgende Anträge des Staatsminiſteri genehmigen: 


1) Wenn auf die Dienſt⸗ ⸗Entlaſſung eines Beamten der Zivilverwaltung oder 
) der Juſtiz, wovon Ich hier nur die richterlichen Beamten, ruͤckſichtlich de⸗ 
ren es bei den Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts, und die Geiſtlichen 
und Schullehrer ruͤckſichtlich deren es bei der Kabinetsorder vom I2ten 
April v. J. fein Bewenden behaͤlt, ausnehme, angetragen werden ſoll; fo 
muͤſſen die Thatſachen, worauf es ankommt, allemal zuvor zum Protokoll, e ee aa — 
wiewohl nicht nothwendig gerichtlich, unterſucht und inſtruirt, es muͤſſen, u ,, 
die früheren und ſpaͤteren perſoͤnlichen Verhaͤltniſſe des Angeklagten undd Lectio e 
fein ganzes bisheriges Dienfileben ausgemittelt, über alles dies muß der x0 “ ee, een 
Angeklagte umſtaͤndlich gehört, und nach geſchloſſener Inſtruktion demſel⸗ , 
ben nach ſeiner Wahl die endliche defenſive Erklaͤrung zu Protokoll, gber, she Pfr eens lt Pr La 
die Einreichung einer Vertheidigungsſchrift, geftattet werden. i, ale aneh, focos lun, 
2) Gehoͤrt der Angeklagte zu denjenigen Beamten, deren Patente Ich SelM . e. ce 
vollziehe, fo find die alfo inſtruirten Akten an das betreffende Miniſterium nc cuy fe. vun zung, 
einzuſenden, und von dieſem mittelſt eines umſtaͤndlichen gutachtlichen Vo⸗ Ser. arg tun | 


suche Laue whe ae, ve 555 
tums dem geſammten Staatsminiſterium vorzulegen. eee. np end 


3) Gehört aber der Angeklagte zu den Subalternbeamten einer Provinzialbe⸗ FFF 
hoͤrde oder doch zu denen, deren Patente nicht zu Meiner Roles Cé EE e 
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langen, fo wrüſſen die vorſchriftsmaͤßig infteuirten Akten zuvor bei der betref⸗ 


AI af ee, EE 21 Sede 23 or, 


J „ Provinzialregierung und zwar allemal in der Plenarſitzung, oder 


„, — bei der etwa ſonſt dem Angeklagten zundchft vorgeſetzten Provinzialbehoͤrde 


7. wage ue tea Mou ony Bortrag gebracht, und nach dem Beſchluſſe ein Gutachten abgefaßt 


ee cero yyerben, welches nothwendig einen vollſtaͤndigen Vortrag ther die Thatſachen 
A ws E CS enthalten muß, und hiemit begleitet, find die Akten dem betreffenden Mini⸗ 
en äer K. Dirifaa aide. eee, Kai 


` ſterium einzureichen, welches fie dann, in fofern es naͤmlich auch ſeiner 


E Ves ale Ai ge fee lee jo huge ec >> x a 2 

SS „ Seits den Antrag auf Dienſt⸗Entlaſſung begruͤndet achtet, dem geſammten 
JV Sͤtaatsminiſterium vorzulegen G : 
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es ) Eben ſo ift bei denjenigen Beamten der zweiten unter 3. gedachten Kathe⸗ 


e eisen agnes ee er gorien zu verfahren, welche nicht einer Provinzial⸗ ſondern Zentralbehoͤrde 
F angehoͤren, nur mit dem Unterſchiede, daß alsdann das Gutachten in dem 
A Hos dene Eifer ung Boo Soe betreffenden Miniſterialdepartement, welches dem Angeklagten unmittelbar 


Jaye 2 24M Je. e. 8 
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ee 5) Im Staatsminiſterio wird eine jede Dienft- Entlaffungsfache zweien Staats⸗ 
Miniſtern, wovon der eine allemal der Juſtizminiſter, der andere aber nicht 
der antragende Departements - Chef ſeyn ſoll, vorgelegt; jeder von dieſen 
laͤßt durch einen ſeiner Miniſterialraͤthe eine Relation ausarbeiten, beide 
Relationen werden dann im verſammelten Staatsminiſterium verleſen, und 
demnaͤchſt der Beſchluß nach Stimmenmehrheit gefaßt. 


6% Der Beſchluß des Staatsminiſteriums wird dem betreffenden Miniſterium 
mitgetheilt und durch daſſelbe ohne Weiteres zur Ausfuͤhrung gebracht, ſo⸗ 
bald der Beamte nicht zu der unter 2. gedachten Kathegorie gehoͤrt. Iſt 
aber letzteres der Fall, ſo theilt das Staatsminiſterium ſeinen Beſchluß, 
Falls naͤmlich ſolcher auf die Dienſt⸗Entlaſſung ausgefallen, nebſt den 
Verhandlungen zuvoͤrderſt dem Staatsrath mit, welcher Mir daruͤber ſein 
Gutachten zu erſtatten hat, worauf Ich dann in der Sache Selbſt ent⸗ 

ſcheiden werde. : 


7) Wird die Dienſt⸗Entlaſſung nicht auf bloße Dienſtvergehungen, ſondern auf 
ſolche Thatſachen begruͤndet, die auch als gemeine Verbrechen anzuſehen, 
und folglich der gerichtlichen Unterſuchung unterworfen find; fo haͤngt es 
zunaͤchſt von der dem Angeklagten zunaͤchſt vorgeſetzten Behörde ab, ob die⸗ 
felbe lediglich der gerichtlichen Unterſuchung und Entſcheidung den Lauf 

| laſſen, oder die Dienſt⸗Entlaſſung deffelben, ſoweit es blos auf dieſe an⸗ 
x kommt, ſchon vorher auf dem vorbezeichneten adminiſtrativen Wege in An⸗ 
trag bringen wolle. Wird letzteres gewählt, fo ſteht es dann auch ander⸗ 

weitig bei dem geſammten Staatsminiſterinm, nach den Umſtaͤnden uͤber die 

Sache definitiv zu beſchliehen, oder doch noch die Entſcheidung lediglich 

von 


1 


en ST 


von dem Urtel des Richters abhängig zu cher es muß aber der letztere 
jeden Falls von dem Beſchluß des Staatsminiſteriums benachrichtigt werden. 


8) Was Ich vorſtehend von der unfreiwilligen Dienſt⸗Entlaſſung angeordnet 
habe, gilt auch von der Degradation, wofuͤr Ich jedoch bloße Verſetzung 


5 oder Aenderung in der Beſtimmung und Dienſtleiſtung des Beamten, ſo⸗ 
fern damit keine Herabſetzung in Nang oder Beſoldung verbunden, nicht 
geachtet wiſſen will. 
Ich trage dem Staatsminiſterium auf, dieſe Meine Order i in die Ge⸗ 
ſehſammlung einruͤcken zu laſſen, damit jede Behoͤrde, die es angel ſich ge⸗ 
buͤhrend darnach achte. : 
Berlin, den 21ſten Februar 1823. 
Ce KR * * ; 
Friedrich Wilhelm. 
An 
das Staatsminiſterium. 
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COn. a Jute 7382. Gb (Nos 784. Allerhoͤchſte Verordnung wegen Aufhebung der militairiſchen Strafverwand⸗ 

5 lung und über das Fünftige Strafverfahren gegen beurlaubte Landwehr⸗ 

manner’, zur Kriegsreſerve entlaſſener und der Train⸗-Soldaten. Vom 


22ſten Februar 1823, 


Edo » 73 061324 CGE 
8 SS > = es Meter Ich durch Meinen Befehl vom 26ften Auguſt 1819. bereits erklaͤrt habe, 
+: E daß die Zivilgerichte bei Entſcheidung über die, zu ihrer Kognition gehörenden Ver⸗ 
Aube pay e gehen und Verbrechen beurlaubter Landwehrmänner und zur Kriegesreferve entlaſſe⸗ 
V imgleichen der Train⸗Soldaten, mit Ruͤckſicht auf die, in den Kriegsartikeln 
, véi uf „beſtimmten Arten der Strafen erkennen ſollen, wonach kein Soldat, ſo lange er dem 
e, . eee, Soldatenſtande angehoͤrt, mit Zuchthausſtrafe oder Baugefangenſchaft, kein Ge⸗ 
meiner ohne Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes mit koͤrperlicher 
Zuͤchtigung, ein Unteroffizier und Feldwebel aber uͤberhaupt nicht mit koͤrperlicher 
Zauͤchtigung zu beſtrafen ift; fo hebe ich nunmehr auch die, in der Inſtruktion fuͤr 
die Inſpekteure und Kommandeure der Landwehr vom loten Dezember 1816. §. 29. 
angeordnete Verwandlung der von den Zivilgerichten nach den allgemeinen Landes⸗ 
geſetzen gegen beurlaubte Landwehrmaͤnner ꝛc. zu erkennenden Strafen des Zucht: 
hauſes und der Feſtungsarbeit, in die militairiſchen Strafen des Arreſtes und der 
Einſtellung bei einer Straf⸗Sektion, durch Militairgerichte, hiermit auf, und ver⸗ 
ordne Folgendes: + 
§. I. Die Zivilgerichte erhalten die Befugniß, ſtatt der, in den allgemeinen 
Landesgeſetzen beſtimmten zeitigen Zuchthaus⸗, Feſtungs⸗ und Zwangsarbeit, un: 
mittelbar auf Einſtellung in eine Strafabtheilung, ſtatt der Peitſchen⸗ auf Stockhiebe, 
imgleichen auf Ausſtoßung eines beurlaubten Landwehrmannes ꝛc. aus dem Gol: 
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aus dem Soldatenſtande eintritt, ſo finden die, in den buͤrgerlichen Geſetzen ange⸗ 
ordneten Arten der Strafe Anwendung. : 
$. 2. Außer den, in den Kriegesartikeln beſtimmten Faͤllen, zieht die Strafe 


mal die Ausſtoßung des dazu verurtheilten Landwehrmannes ꝛe. aus dem Solda⸗ 

tenſtande, mit den daran geknuͤpften Folgen, nach ſich. : 
§. 3. Wenn nad) den buͤrgerlichen Geſetzen auf lebenswierige Beraubung 
der Freiheit zu erkennen iſt, ſo tritt ebenfalls die buͤrgerliche Strafe, auch in den 
Faͤllen ein, wo auf Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande nicht erkannt werden kann, 
und es iſt alsdann in dem Erkenntniß auszuſprechen, daß der Verurtheilte aus dem 

a , Militairverhaͤltniß zu entlaſſen fey. 

P $. 4. Iſt gegen Militairperſonen vom Feldwebelsrange, auf geringere als 
„„ , ſechsmonatliche, und gegen Militairperſonen vom Unteroffiziersrange auf geringere 
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datenſtande, nach Maasgabe der Kriegesartikel zu erkennen. Wenn die Ausſtoßung 


der ſchimpflichen Ausſtellung, des Staupenſchlages und der Brandmarkung, jedes⸗ 


been oe Au. e G- drum bete, fies), haus dafım auf Feen; e reia Deiere af) fun lee. Agua aber e Stee ax 


ae — * ar 


“y” as ELLE LEN ia 


| 
' 
i 


als dreimonatliche Feſtungs⸗ oder Zuchthausſtrafe, nach den Zivilgeſetzen zu erkennen, 
ſo tritt an deren Stelle Gefaͤngnißſtrafe von gleicher Dauer ein; wenn aber mit 
dem Vergehen dieſer Perſonen, die Verſetzung in die zweite Klaſſe des Solda⸗ 
tenſtandes nach den Kriegesartikeln verbunden, oder auf Feſtungsarbeit ꝛc. von 
ſechs Monaten und daruͤber gegen Feldwebel, und von drei Monaten und dar⸗ 
über gegen Unteroffiziere zu erkennen ift, fo muß zugleich auf Degradation zuin 
Gemeinen erkannt, und ſolche nach dem Maasſtabe des 55ſten Kriegesartikels 
auf die Strafe angerechnet werden. 


f §. 5. Untergerichte, die aus einzelnen richterlichen Beamten beſtehen, 
und kein förmliches Kollegium bilden, follen, ſobald auf härtere als vierwoͤchent⸗ 
liche Gefaͤngniß⸗ oder 50 Rthlr. Geldſtrafe oder eine leichte koͤrperliche Zuͤchti⸗ 
gung zu erkennen iſt, die geſchloſſenen Akten allemal an das Oberlandesgericht 
der Provinz zum Spruch einſenden. 


$. 6. In Anſehung der Beſtaͤtigung der Kriminal⸗Erkenntniſſe gegen beur-- » — wees 
laubte Landwehrmaͤnner ıc. treten die allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften ein . eee en 
wenn aber auf Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande oder auf Verluſt des NN , 
d'eepe's und Degradation einer Militairperſon von dem Range eines Feldwebels⸗ ee, ee 4. Gu gan en. 
zum Gemeinen erkannt iſt, fo ift dazu Meine unmittelbare Beſtaͤtigung erforderlich <= — Hut e, 
und foll Mir dazu das Erkenntniß des erkennenden Gerichts, durch das E ee 


r Brafı eee, 


Auditoriat, mit deſſen Gutachten uͤber das Verbleiben des Verurtheilten in feinem, > 
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Standesverhaͤltniſſe vorgelegt werden. , ae 

S. 7. In allen Degradationsfaͤllen der Militairperſonen, welche Feld - Ge een es 
webels-Rang haben, wird die Abfuͤhrung zur Feſtung bis zur erfolgten Beſtaͤti⸗ Es A Terz 
gung ausgeſetzt. ee 

: : = SR e ke eee, z, annoy A: 

§. 8. Auch in Anſehung des Rechtsmittels der weiteren Vertheidigung e, «x. loo. 2 A IR 
der vorläufigen Ablieferung des Verurtheilten zur Feſtung und der definitiven An⸗ e, Ani eee e e, 
nahme deſſelben nach beſchrittener Rechtskraft, follen die allgemeinen geſetzlichenn ZE 4 ent ene 
Vorſchriften beobachtet werden, und die Kommandanturen der Feſtungen find e, = Fr 02 aw 
verbunden, den Requiſitionen der Oberlandesgerichte auf Einſtellung der !! EE 
wieſenen Verbrecher in die Strafabtheilungen der Garniſonkompagnien zu genuͤgen⸗ er 


‘ §.9. Von dem Tenor eines jeden Straf⸗Erkenntniſſes gegen einen beur⸗ 
laubten Landwehrmann oder zur Krieges reſerve gehörenden Soldaten ꝛc., wenn es 
nicht blos eine Geldſtrafe betrifft, ſoll gleich nach beſchrittener Rechtskraft des 
Urtheils, oder bei vorlaufiger Ablieferung des Straflings zur Feſtung, imgleichen 
von der erfolgten Beſtaͤtigung, dem Brigadekommandeur der Provinzial⸗Landwehr, 
in deſſen Bezirk der Verurtheilte domieilirt, nachrichtlich Abſchrift mitgetheilt 
werden. Betrifft das Erkenntniß einen Beurlaubten der Garde-Landwehr oder 
Kriegesreſerve des Gardekorps, ſo uͤberreicht der Brigadekommandeur der Pro⸗ 
| | vinzial⸗ 


vinzial⸗Landwehr ſelbiges, begleitet mit einem vollſtaͤndigen Nationale des Verur⸗ 
theilten, dem Generalkommando der Garden, welches demnaͤchſt die Loͤſchung des 
Berurtheilten in den dazu geeigneten Faͤllen, in den Liſten der Garden beſorget 
und dem Generalkommando des betreffenden Armeekorps hiervon Nachricht giebt. 
Das Generalkommando der Garden hat Mir demnaͤchſt auch halbjaͤhrlich als Bei⸗ 
lage zum ſechsmonatlichen Berichte bei der Rubrik „Disziplin“ ein Verzeichniß 
ſolcher geftrichener Mannſchaften vorzulegen. e E: 
? $. 10. Ich beauftrage Sie, die Ihnen untergeordneten Behörden mit 
dieſen Beſtimmungen bekannt zu machen. Insbeſondere haben Sie, der Juſtiz⸗ 


Miniſter, den Zivil⸗Gerichtshoͤfen zur Pflicht zu machen, bei Erkenntniſſen gegen 


beurlaubte Landwehrmaͤnner ꝛc. das Militairverhaͤltniß und die, in den Krieges⸗ 
Geſetzen vorgeſchriebenen Neben⸗ und Ehrenſtrafen ſorgfaͤltig zu beruͤckſichtigen. 
Auch haben Sie den Juftizbehórden in den Rheinprovinzen die Kriegesartikel mit⸗ 
zutheilen, um ſie in Folge dieſer Beſtimmungen zu beachten. 


Berlin, den 22ſten Februar 1823. 
| Se Friedrich Wilhelm. 
An = 

die Staatsminiſter von Kircheiſen und von Hake. 
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(No. 7 8 5.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 22ſten Februar 1823,, wegen Anwendung ber 
EE Alerhöchften Verordnung von demſelben Tage, betreffend die Aufhebung 
der militalriſchen Strafverwandlung 2c, 


f 5 
meh überfende Ihnen in der Anlage bie von Mir vollzogene Verordnung wegen 
Aufhebung der militairiſchen Strafverwandlung und des kuͤnftigen Strafverfahrens 
gegen beurlaubte Landwehrmaͤnner, zur Kriegsreſerve entlaſſener und der Train⸗ 
Soldaten, indem Ich Sie, auf den Bericht vom 18ten November v. J. beauf⸗ 
trage, dieſelbe bekannt zu machen, und die Behörden Ihres beiderſeitigen 
Reſſorts danach mit Anweiſung zu verſehen. Zugleich beſtimme Ich, daß alle 
Unterſuchungsſachen gegen beurlaubte Landwehrmaͤnner ꝛc., die bei der Publikation 
dieſes Geſetzes den Milifairgerichten zur Umwandlung bereits vorliegen, auch noch 
nach den bisherigen Vorſchriften erledigt werden, daß dagegen die Zivilgerichte in 
dergleichen Unterſuchungen, wo noch zu erkennen iſt, gleich nach den Beſtimmun⸗ 
gen dieſer Verordnung verfahren follen. = 


Berlin, ben 22ften Februar 1823. 
Friedrich Wilhelm. 


An 
die Staatsminiſter von Kircheiſen und von Hake. 


